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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1970 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die selbständigen Tätigkeiten der Hebamme 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
nachweise der Hebamme 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die Aufnahme und Ausübung der 
selbständigen Tätigkeiten der Hebamme, 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europärschen Gemeinschaften vom 12. Dezem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten der Hebamme 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründling der Euro- ' 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf I 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 57 Absatz 3, | 
Artikel 63 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

I 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- ; 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- : 
heit^), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D ! 
und Anlage III Gruppe 822; | 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- j 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- | 
leistungsverkehrs “), insbesondere auf Abschnitt V | 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhebung 
jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden dis- 
kriminierenden Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr für die in der 
Gruppe 822 der UN-Nomenklatur aufgeführten 
Tätigkeiten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
vor Ablauf des zweiten Jahres der dritten Stufe vor. 

Diese Gruppe umfaßt insbesondere die Tätigkeiten 
der Hebamme; auf Grund ihrer Eigenart und der 
erforderlichen Ausbildung müssen sie in besonderen 
Richtlinien behandelt werden. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Hebammen, die die Form einer Gesellschaft im 
Sinne von Artikel 58 gewählt haben. Die Richtlinie 
sieht auf diesem Gebiet nur die Aufhebung der Be- 
schränkungen vor. Sie läßt daher Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten unberührt, 
die ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit die Aus- 
übung einer der unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen. 

In mehreren Mitgliedstaaten gibt es öffentlich- 
rechtliche Berufsorganisationen oder Einrichtungen 
mit Zwangsmitgliedschaft. Für die von dieser Richt- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, S. 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, S. 32/62 


linie begünstigten Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten muß deshalb die Möglichkeit des Beitritts zu 
diesen Organisationen oder Einrichtungen sicherge- 
stellt werden. Im übrigen würde im Falle einer 
Dienstleistung das Erfordernis der an eine feste und 
dauerhafte Tätigkeit im Aufnahmestaat gebundenen 
Mitgliedschaft wegen des vorübergehenden Charak- 
ters der Tätigkeit zweifellos eine Behinderung für 
den Dienstleistungserbringer darstellen; sie ist da- 
her abzulehnen. Allerdings sollte in diesem Fall die 
Einhaltung der Berufsordnung, über die diese öffent- 
lich-rechtlichen Organisationen oder Einrichtungen 
zu wachen haben, sichergestellt werden. Zu diesem 
Zweck wurde vorbehaltlich der Anwendung von 
Artikel 62 des Vertrages die Möglichkeit vorge- 
sehen, von den Begünstigten eine an die zuständige 
Behörde gerichtete Mitteilung über die Dienstlei- 
stung zu fordern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs aufgeführten 
natürlichen Personen und Gesellschaften — im fol- 
genden Begünstigte genannt — die in Abschnitt III 
der Programme genannten Beschränkungen für die 
Aufnahme und Ausübung der in Artikel 2 beschrie- 
benen Tätigkeiten. 


Artikel 2 


1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
unter Gruppe 822 von Anlage III des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit fallenden selbständigen 
Tätigkeiten der Hebamme. 


2. „Tätigkeiten der Hebamme" im Sinne dieser 
Richtlinie sind diejenigen Tätigkeiten, die unter den 
folgenden Berufsbezeichnungen ausgeübt werden: 


— in Deutschland: 

— in Belgien: 

— in Frankreich: 

— in Italien: 

— in Luxemburg: 


Hebamme, 

accoucheuse, vroedvrouw, 

sage-femme, 

ostetrica, 

sage-femme, 


— in den Niederlanden: vroedvrouw. 
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Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, die 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter den 
gleichen Bedingungen und mit den gleichen Rech- 
ten und Pflichten wie die Inländer im Aufnahme- 
land niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, auf Grund deren die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, die eine Niederlassung oder Dienst- 
leistung der Begünstigten in folgender Weise ver- 
bieten oder beschränken: 

a) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 
1965); 

b) in Frankreich: 

durch das Erfordernis der französischen Staats- 
angehörigkeit („Code de la Sante Publique", 
Buch IV, Titel 1, Artikel L 356); 

c) in Italien: 

durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit („Testo Unico delle leggi sani- 
tarie", genehmigt durch Königliches Dekret Nr. 
1265 vom 27. Juli 1934 und DLCPS Nr. 233 
Artikel 9 vom 13. September 1946). 


Artikel 4 

Wird in einem Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die 
Mitgliedschaft bei einer Berufsorganisation oder 
einer Einrichtung des öffentlichen Rechts verlangt 
oder ist diese Mitgliedschaft in einem Aufnahme- 
staat die gesetzliche Folge der Zulassung zur Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit, so sorgt dieser 
Staat dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten 

— im Falle der Niederlassung der Berufsorganisa- 
tion oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten wie die 
eigenen Staatsangehörigen. 

Diese Mitgliedschaft zieht das Wahlrecht, die 
Wählbarkeit sowie das Recht auf Übernahme von 
leitenden Positionen in der Berufsorganisation 
oder der Einrichtung des öffentlichen Rechts nach 
sich. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die be- 
treffende Berufsorganisation oder Einrichtung des 
öffentlichen Rechts auf Grund einer Rechtsvor- 
schrift an der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
teilnimmt; 


— im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaft befreit werden. 

Der Mitgliedstaat kann jedoch dem Dienstlei- 
stungserbringer vorschreiben, daß er, falls seine 
Dienstleistung einen vorübergehenden Aufent- 
halt auf seinem Hoheitsgebiet erfordert, die zu- 
ständige Behörde, die die Einhaltung der Berufs- 
ordnung überwacht, vorher oder im Dringlich- 
keitsfalle nachträglich unterrichtet. 

Artikel 5 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß Staatsan- 
gehörige der anderen Mitgliedstaaten die Befugnis 
erhalten, einer Berufsorganisation privaten Rechts 
unter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten und Pflichten wie Inländer beizutreten, 
soweit ihre berufliche Tätigkeit die Ausübung dieser 
Befugnis mit sich bringt. 

Mit dem Beitritt ist das Wahlrecht und im Falle 
der Niederlassung die Wählbarkeit und das Recht 
auf Zugang zu den leitenden Positionen der betref- 
fenden Organisation verbunden. 

Artikel 6 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis der 
persönlichen Zuverlässigkeit, so erkennt dieser Staat 
bei Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten 
eine von der zuständigen Behörde des Heimat- oder 
Herkunftstaates ausgestellte Bescheinigung an, aus 
der hervorgeht, daß die in diesem Mitgliedstaat für 
die Aufnahme der betreffenden Tätigkeit geforder- 
ten Bedingungen der persönlichen Zuverlässigkeit 
erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so erkennt der Aufnahme- 
staat bei Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkunftstaates einen Strafregisterauszug und, so- 
weit der Strafregisterauszug nicht ausreicht, um die 
Erfüllung der im Aufnahmestaat geforderten Bedin- 
gungen nachzuweisen, eine von der zuständigen Be- 
hörde des Heimat- oder Herkunftstaates ausgestellte 
Bescheinigung an, die der im Aufnahmestaat gefor- 
derten Urkunde entspricht. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat und im 
Aufnahmestaat Rechtsvorschriften über die Einhal- 
tung von Standesregeln bei der Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten, so erhält der 
Aufnahmestaat auf entsprechendes Ersuchen die er- 
forderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen die 
gegen den Betreffenden verhängten Diziplinarstra- 
fen und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für die vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder be- 
ruflichen Sanktionen auf ihrem Hoheitsgebiet haben. 
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3. Verlangt ein Mitgliedstaat von den Begünstigten | 
für die Aufnahme oder Ausübung einer der in Arti- 
kel 2 genannten Tätigkeiten den Nachweis, daß sie 
vorher nicht in Konkurs gegangen sind, und enthal- ; 
ten die für die Angehörigen der anderen Mitglied- j 
Staaten gemäß Absatz 1 und 2 erteilten Auskünfte ^ 
einen solchen Nachweis nicht, so nimmt der betref- 
fende Staat von den Angehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten eine eidesstattliche Erklärung an, die 
der Betreffende vor der zuständigen Behörde, einem 
Notar oder einer entsprechend bevollmächtigten 
Berufsorganisation des Heimat- oder Herkunftstaa- 
tes abgegeben hat. 

Verlangt der Aufnahmestaat den Nachweis der j 
finanziellen Leistungsfähigkeit, so erkennt er ent- 
sprechende Bescheinigungen von Banken des Hei- 
mat- oder Herkunftstaates als gleichwertig mit den 1 
auf seinem eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Be- 
scheinigungen an, j 

4. Verlangt ein Aufnahmestaat von seinen eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein 
Zeugnis über den Vollbesitz der körperlichen und 
geistigen Kräfte, so erkennt dieser Staat die Vor- 
lage der im Heimat- oder Herkunftstaat geforderten 
Bescheinigung als ausreichenden Nachweis an. 

Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeit ein derartiger 
Nachweis nicht verlangt, so erkennt der Aufnahme- 
staat bei Staatsangehörigen dieses Heimat- oder 
Herkunftstaates eine von dessen zuständigen Behör- 
den ausgestellte Bescheinigung an, die den Beschei- 
nigungen des Aufnahmestaates entspricht. i 

5. Die Bescheinigungen nach Absatz 1, 3 und 4 1 

dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate j 
sein. I 

6. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die | 

Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mit- | 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. j 

7. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in ; 
Artikel 11 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Schriftstücke und Auskünfte zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrichten i 
darüber unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten I 
und die Kommission. 

Artikel? 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen ! 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Ausübung j 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten die Er- 
füllung einer der in Artikel 6 aufgeführten Voraus- 
setzungen, so erkennt der betreffende Mitgliedstaat 
im Falle der Erbringung von Dienstleistungen bei 
den Dienstleistungserbringern der anderen Mitglied- 


staaten anstelle der in Artikel 6 genannten Schrift- 
stücke, Erklärungen und Bescheinigungen eine von 
der zuständigen Stelle des Heimat- oder Herkunft- 
staates ausgestellte Einheitsurkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte Einheitsurkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 11 festgesetzten Frist die für die Erteilung 
der obengenannten Einheitsurkunde zuständigen Be- 
hörden und Stellen und unterrichten darüber unver- 
züglich die übrigen Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission. 


Artikel 8 

Die Aufnahmestaaten erkennen den Staatsange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten, die die Bedin- 
gungen von Artikel 1 der Richtlinie des Rates vom 
. . . über die gegenseitige Anerkennung der Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise für die selbständigen Tätigkeiten 
der Hebamme erfüllen, das Recht zu, die im Auf- 
nahmestaat gültige rechtmäßige Berufsbezeichnung 
und deren Abkürzung zu führen. 

Artikel 9 

Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen Staatsan- 
gehörigen für die Aufnahme einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten eine Eidesleistung, so sorgt 
dieser Mitgliedstaat dafür, daß den Staatsangehöri- 
gen anderer Mitgliedstaaten, welche die Eidesformel 
des Aufnahmestaates nicht benutzen können, eine 
geeignete gleichwertige Formel zur Wahl gestellt 
wird. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keinerlei Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden könn- 
ten. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
unterrichten die Kommission unverzüglich darüber. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der Hebamme 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN ! 

GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 1 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf | 
Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66; | 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- ! 
hebiing der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- | 
heit^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1, i 
Gruppe 822; i 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- | 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- i 
leistungsverkehrs “), insbesondere auf Abschnitt VI ^ 
Absatz 1 ; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; ! 

in Erwägung nachstehender Gründe: j 

Gemäß Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages werden ’ 
Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung der j 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise erlassen. Außerdem setzt nach Arti- 
kel 57 Absatz 3 die Aufhebung der Beschränkungen | 
insbesondere bei den ärztlichen, arztähnlichen und i 
j)hdrmazeutischen Berufen eine Koordinierung der ; 
Bedingungen für die Berufsausübung voraus. | 

In allen Mitgliedstaaten macht das Gesetz die 
Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten der Heb- 
amme vom Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnis- 
ses oder sonstigen Befähigungsnachweises abhängig. 

Die unterschiedlichen Ausbildungsbedingungen 
für Hebammen lassen eine gegenseitige Anerken- 
nung nur nach einer vorherigen Koordinierung ge- 
mäß Artikel 57 Absatz 2 zu. Diese Koordinierung 
erfolgt durch die Richtlinie des Rates vom . . . 

Da eine Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung gewisser Diplome nicht unbedingt die sach- 
liche Gleichwertigkeit der Ausbildungsgänge, die zu 
I inem solchen Diplom führen, einschließt, darf der 
dem jeweiligen Ausbildungsnachweis entsprechende 
Titel im Aufnahmestaat nur in der Sprache des Hei- 
matstaates geführt werden. 

Zur Erleichterung der Anwendung dieser Richt- 
linie durch die nationalen Verwaltungen können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, daß Staatsangehörige, 
die die in der Richtlinie vorgeschriebenen Ausbil- 
dungsbedingungen erfüllen, den zuständigen Behör- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


den des Herkunftstaates zusammen mit ihrem Aus- 
bildungsnachweis eine Bescheinigung darüber vor- 
legen, daß es sich bei diesen Nachweisen um die in 
der Richtlinie genannten handelt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
nachweise der Hebamme 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat erkennt die von den anderen 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 der Richtlinie des 
Rates vom . . . zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der selbständigen Tätigkeiten der Heb- 
amme ausgestellten und in Artikel 2 aufgeführten 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise der Hebamme an und verleiht 
ihnen auf seinem hioheitsgebiet die gleiche Wirkung 
wie den von ihm ausgestellten Diplomen, Prüfungs- 
zeugnissen und sonstigen Befähigungsnachweisen. 

Artikel 2 

Als Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Be- 
fähigungsnachweise im Sinne von Artikel 1 gelten: 

in Deutschland: 

1. das von dem vom Staat eingesetzten Prü- 
fungsausschuß ausgestellte Hebammenzeug- 
nis; 

2. die nach dem 8. Mai 1945 von den zuständi- 
gen Behörden der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands und des Sowjetsektors 
von Berlin ausgestellten Befähigungsnach- 
weise, soweit eine Bescheinigung der zustän- 
digen Behörden der Länder über die Gleich- 
wertigkeit dieser Nachweise mit dem unter 
1. aufgeführten Prüfungszeugnis vorliegt; 

in Belgien: 

das von den staatlich zugelassenen Schulen aus- 
gestellte Hebammendiplom (diplöme d'accou- 
cheuse — vroedvrouw); 

in Frankreich: 

das vom Staat ausgestellte Hebammendiplom 
(diplöme de sage-femme); 
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in Italien: 

das von den vom Staat zugelassenen Schulen 
erteilte Hebammendiplom (diploma ostetrica); 

in Luxemburg: 

das vom Minister für das Gesundheitswesen auf 
Grund einer Entscheidung des Prüfungsaus- 
schusses ausgestellte Hebammendiplom (di- 
plöme de sage-femme); 

in den Niederlanden: 

das von der staatlich benannten Prüfungskom- 
mission ausgestellte Hebammendiplom (vroed- 
vrouw diploma). 


KAPITEL II 

Erworbene Rechte 

Artikel 3 

Bei Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, de- 
ren Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Be- 
fähigungsnachweise der Hebamme vor Anwendung 
dieser Richtlinie nicht den Ausbildungsvorschriften 
von Artikel 1 entsprachen, erkennt jeder Mitglied- 
staat die von diesen Mitgliedstaaten ausgestellten 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise als ausreichenden Nachweis an, 
wenn gleichzeitig eine von den zuständigen Behör- 
den oder Stellen ihres Heimat- oder Herkunftstaa- 
tes ausgestellte Bescheinigung über die tatsächliche 
und rechtmäßige Ausübung der betreffenden Tätig- 
keiten während eines Zeitraumes von mindestens 
drei Jahren vorgelegt wird. 


KAPITEL III 

Führung der Ausbildungsbezeichnung 

Artikel 4 

Die Aufnahmestaaten gestatten den Staatsangehö- 
rigen der Mitgliedstaaten, die die Voraussetzungen 
von Artikel 1 und 3 erfüllen, die Führung ihrer im 
Heimat- oder Herkunftstaat gültigen rechtmäßigen 
Ausbildungsbezeichnung und deren Abkürzung in 
der Sprache dieses Staates. 


KAPITEL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 5 

Der Aufnahmestaat kann von den Staatsangehöri- 
gen der anderen Mitgliedstaaten verlangen, daß sie 
zusammen mit den in Artikel 2 dieser Richtlinie 
genannten Diplomen, Prüfungszeugnissen und son- 
stigen Befähigungsnachweisen ein Zeugnis der zu- 
ständigen Behörden oder Stellen ihres Heimat- 
! oder Herkunftstaates vorlegen, in dem bescheinigt 
1 wird, daß sie einen der in dem genannten Artikel 
I aufgeführten Befähigungsnachweise besitzen und 
i daß sie zu diesem Zweck alle in ihrem Heimat- oder 
i Herkunftstaat geltenden einschlägigen Ausbildungs- 
I bedingungen erfüllt haben. 

i 

I Artikels 

; Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
I Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Erteilung 
I der in Artikel 3 und 5 genannten Zeugnisse zustän- 
! digen Behörden und Stellen und unterrichten die 
anderen Mitgliedstaaten und die Kommission unver- 
züglich darüber. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

! . Artikels 

Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission über alle Entwürfe wesentlicher Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
sich dazu äußern kann. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
für die Aufnahme und Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 

der Hebamme 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den V^ertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und 3 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe D 
und Anlage III Gruppe 822; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkung des freien Dienstleistungs- 
verkehrs“), insbesondere auf Abschnitt V Buch- 
stabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 57 Absatz 3 setzt die Aufhebung der 
Beschränkungen für die ärztlichen, arztähnlichen 
und pharmazeutischen Berufe eine Koordinierung 
der Bedingungen für die Berufsausübung in den 
Mitgliedstaaten voraus. 

Nach Artikel 57 Absatz 1 ist die gegenseitige 
Anerkennung der Hebammendiplome zu verwirk- 
lichen. Es schien nicht wünschenswert, zu diesem 
Zweck ein einheitliches Programm für sämtliche Mit- 
gliedstaaten vorzuschreiben. Im Gegenteil soll die- 
sen die größtmögliche Freiheit bei der Gestaltung 
ihres Unterrichts belassen werden. Die beste Lösung 
besteht somit darin, die Grundlagen eines Mindest- 
programms festzulegen, das die erforderlichen Ga- 
rantien dafür bietet, den Mitgliedstaaten die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise zu er- 
möglichen, die diesem Minimum entsprechen. 

Die im Rahmen dieser Richtlinie verwirklichte 
Koordinierung der Bedingungen für die Berufsaus- 
übung wurde für notwendig und ausreichend ange- 
sehen, um den Mitgliedstaaten die Aufhebung der 
Beschränkungen für die selbständigen Tätigkeiten 
der Hebamme zu ermöglichen, die Gegenstand der 
Richtlinie des Rates vom . . . über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


keiten der Hebamme ist. Sie darf aber eine weitere 
Koordinierung nicht ausschließen, da diese Richt- 
linie nur eine Stufe auf dem Wege zur Harmonisie- 
rung der Bedingungen für die Ausübung der Tätig- 
keiten der Hebamme in der Gemeinschaft dar- 
stellt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten machen die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeiten der Hebamme im Sinne 
von Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom . . . vom 
Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder son- 
stigen Befähigungsnachweises über den erfolgrei- 
chen Abschluß einer Gesamtausbildung von minde- 
stens 15 Jahren abhängig, 

2. Die Ausbildung nach Artikel 1 umfaßt je nach 
Mitgliedstaat 

— eine dreijährige spezielle Ausbildung als Heb- 
amme; die Zulassung hierzu setzt den Besitz 
eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonsti- 
gen Befähigungsnachweises voraus, mit dem eine 
12jährige Schulausbildung (Gesamtdauer von 
Grund- und Oberschule) nachgewiesen und der 
Zugang zu den Hochschulen ermöglicht wird, 
oder ein Prüfungszeugnis, das das erfolgreiche 
Bestehen einer gleichwertigen Prüfung bestätigt; 

— - eine mindestens zweijährige spezielle Ausbil- 
dung als Hebamme; die Zulassung hierzu setzt 
den Besitz des in Artikel 1 der Richtlinie des 
Rates vom . , . über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise des Krankenpfle- 
gers genannten Diploms, Prüfungszeugnisses 
oder sonstigen Befähigungsnachweises des Kran- 
kenpflegers für die allgemeine Pflege voraus. 

3. Die spezielle Hebammenausbildung nach Ab- 
satz 2 erfüllt die folgenden Mindestanforderungen: 

a) sie muß die Fächer des in Anhang I enthaltenen 
Studienprogramms umfassen und den in diesem 
Anhang festgesetzten Bedingungen entsprechen; 

b) sie muß wie folgt aufgegliedert sein: 

— • bei dreijähriger Ausbildung: 

1. Jahr: 

1500 Stunden theoretischer und praktischer 
Unterricht; 
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2. und 3, Jahr: 

3800 Stunden Geburtshilfeunterricht, davon 
3000 Stunden praktischer und klinischer Un- 
terricht und 800 Stunden theoretischer oder 
fachlicher Unterricht; 

— bei zweijähriger Ausbildung: 

3800 Stunden Geburtshilfeunterricht, davon 
3000 Stunden praktischer oder klinischer 
und 800 Stunden theoretischer oder fach- 
licher Unterricht. 

Artikel 2 

1. Unbeschadet der Vorschriften von Artikel 1 
können die Mitgliedstaaten, in denen es eine Voll- 
zeit- und eine Teilzeitausbildung gibt, die Teilzeit- 
ausbildung beibehalten; die Gleichwertigkeit der 
Teilzeitausbildung mit der Vollzeitausbildung wird 
nach den von diesen Mitgliedstaaten vorgesehenen 
Kriterien festgesetzt. 

2. Die Mitgliedstaaten können außerdem eine spe- 
zielle Hebammenausbildung vorsehen, die kürzer 
ist als die oben vorgesehene zweijährige Ausbil- 
dung, falls die Ausbildung als Krankenpfleger für 
die allgemeine Pflege in diesem Mitgliedstaat eine 
spezielle Ausbildung voraussetzt, deren Dauer die 
in der Richtlinie des Rates vom . . . zur Koordinie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 


die selbständigen Tätigkeiten der Hebamme vor- 
gesehene Ausbildungsdauer um sechs Monate über- 
steigt; die spezielle Ausbildungszeit der Hebamme 
darf jedoch in keinem Fall weniger als 18 Monate 
betragen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukom- 
men, und unterrichten die Kommission unverzüglich 
darüber. 

Artikel 4 

Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission über alle Entwürfe wesentlicher Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
sich dazu äußern kann. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 


Prüfungsfächer für Hebammen 


I, Das Studienprogramm, das zu einem Diplom, 
Prüfungszeugnis oder sonstigen Befähigungsnach- 
weis der Hebamme führt, entspricht den folgenden 
Mindestanforderungen; 

L Theoretischer und fachlicher Unterricht 

Allgemeine Fächer 
Anatomie und Physiologie 
allgemeine Pathologie 

Hygiene, Prophylaxe, Gesundheitserziehung 

Ernährung und Diät 

Krankheiten mit sozialer Auswirkung 

Grundkenntnisse der Pharmakologie 

Grundsätze der Soziologie 

Psychologie und Pädagogik 

GesundheitS“ und Sozialrecht 

Ethik und Berufsordnung 

GebuTtshilfefächeT 

Embryologie 

Anatomie und Physiologie in der Geburtshilfe 

regelwidriger Geburtsablauf 

Pathologie der Früh- und Neugeborenen 

Säuglingspflege 

Schutz von Mutter und Kind 

II. Praktische und klinische Ausbildung 

1. Mindestens 30 Normalgeburten und 1 oder 2 
Steißgeburten, 

2. mindestens 100 Untersuchungen vor und nach 
der Geburt, 


3. persönliche Hilfe bei 30 schweren Geburten, 

4. Wochenbettpflege, 

5. Pflege der Neugeborenen und Wiederbelebung, 

6. Pflege der Frühgeburten, 

7. Pflege von Fällen auf folgenden Gebieten: 

— allgemeine Pathologie und Geburtshilfe 
— Chirurgie 

— allgemeine Medizin 
— Psychiatrie 

— Kinderkrankheiten. 

2. Das vorstehende Ausbildungsprogramm umfaßt 
eine theoretische und praktische Ausbildung von 
mindestens 3800 Stunden, wobei auf die theoretische 
und fachliche Ausbildung mindestens 800 Stunden 
und auf die klinische Ausbildung 2300 Stunden ent- 
fallen müssen. 

3. Die praktische und klinische Ausbildung muß in 
Form eines Vollzeitpraktikums oder gegebenenfalls 
eines Teilzeitpraktikums in einer Universitätsklinik 
oder in einem von den zuständigen Behörden und 
Stellen zugelassenen Krankenhaus erteilt werden. 
Die Hebammenanwärterinnen müssen in den be- 
treffenden Abteilungen persönlich zur Mitarbeit und 
Verantwortung herangezogen werden. 

4. Die theoretische und fachliche Ausbildung sowie 
die praktische und klinische Ausbildung werden 
koordiniert. Sie umfassen alle Aufgaben der Heb- 
amme auf dem Gebiet der Geburtshilfe sowie auf 
dem Gebiet der Gesundheitserziehung und der 
Sozial arbeit. 
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Begründung 


A. 

Vorschlag einer Richtlinie über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbstän- 
digen Tätigkeiten der Hebamme 

1. Ziel der Richtlinie 

Nach den vom Rat am 18. Dezember 1961 erlassenen 
Allgemeinen Programmen zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs müssen die diskri- 
minierenden Beschränkungen für die unter Gruppe 
822 von Anlage III des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit fallenden Tätigkeiten vor Ablauf der dritten 
Stufe beseitigt werden. Hierzu gehören alle Tätig- 
keiten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens. Auf 
Grund ihrer Eigenart und der für sie erforderlichen 
besonderen Ausbildung wurden die Tätigkeiten der 
Hebamme jedoch aus diesem Tätigkeitsbereich aus- 
geklammert und zum Gegenstand dieser Richtlinie 
gemacht. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 6v3 Absatz 2 
des Vertrages betrifft diese Richtlinie die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten der 
Hebamme. Auf Grund dieser Vertragsartikel ist der 
Rat verpflichtet, den Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß sowie das Europäische Parlament zu hören, 
bevor er die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit 
erläßt. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt für die selbständigen Tätigkei- 
ten der Hebamme. Der Vertrag und die Allgemeinen 
Programme beziehen sich häufiger auf Tätigkeiten 
als auf Berufe. Daher muß der Begriff Tätigkeit den 
Vorrang vor dem Begriff Beruf haben. Im übrigen 
bildet der Beruf ein soziologisches Ganzes, dessen 
Bestandteile voneinander zu trennen nicht immer 
einfach oder wünschenswert ist. So bezieht sich der 
Verfasser des Vertrages in Artikel 57 Absatz 3 auf 
„die ärztlichen, arztähnlichen und pharmazeutischen 
Berufe", sprechen aber in Artikel 60 von den „frei- 
beruflichen Tätigkeiten". 

Aus diesem Grunde wurde für den Anwendungsbe- 
reich dieser Richtlinie der Ausdruck „selbständige 
Tätigkeiten der Hebamme" gewählt, der dem Be- 
griff Tätigkeit den Vorzug gibt, ohne den Begriff 
des Berufes auszuschalten, da auf die Hebamme 
Bezug genommen wird. 

Da die Führung der einschlägigen Berufsbezeich- 
nungen in allen Mitgliedstaaten gesetzlich geregelt 


ist, erschien es zweckmäßig, zur Festlegung des An- 
wendungsbereiches dieser Richtlinie in Artikel 2 die 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten verwendeten 
Berufsbezeichnungen aufzuführen. Diese Lösung hat 
den Vorteil, daß weder die der Hebamme obliegen- 
den Tätigkeiten definiert noch die Art des Berufes 
— ärztlicher Beruf oder medizinischer Hilfsberuf — 
präzisiert zu werden brauchen. 

Artikel 3 

Dieser Artikel enthält eine beispielsweise Aufzäh- 
lung der Beschränkungen, deren Aufhebung die 
Richtlinie vorbereitet. Es handelt sich entweder um 
Beschränkungen allgemeiner Art oder um spezielle 
Beschränkungen der von der Richtlinie erfaßten 
Tätigkeiten. 

Artikel 4 und 5 

Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft in oder 
den Beitritt zu einer Berufsorganisation. Bei den 
freien Berufen hat man es für zweckmäßig gehalten, 
den Fall der öffentlich-rechtlichen Berufsorganisa- 
tion, die die Mitgliedschaft nach sich zieht, und den 
Fall der privatrechtlichen Berufsorganisation, die 
einen Beitritt erlaubt, in verschiedenen Artikeln zu 
behandeln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Be- 
rufsorganisation vorsehen, sind Niederlassungs- 
recht und Dienstleistungsverkehr niemals getrennt 
behandelt worden (und hätten auch in der Praxis 
niemals getrennt behandelt werden können). Im 
Falle der Erbringung von Dienstleistungen war man 
jedoch der Ansicht, daß eine Mitgliedschaft nicht un- 
bedingt erforderlich ist, da der Dienstleistungser- 
bringer seine Tätigkeit nur vorübergehend ausübt 
und ansonsten nicht in das Berufsleben des Auf- 
nahmelandes eingegliedert ist; der aufnehmende 
Mitgliedstaat hat jedoch darüber zu befinden, ob 
der Dienstleistungserbringer nicht der öffentlich- 
rechtlichen Berufsorganisation unterstellt werden 
muß. Dazu wird in der Richtlinie die Möglichkeit 
vorgesehen, dem Dienstleistungserbringer vorzu- 
schreiben, daß er der zuständigen Behörde seine 
Leistungserbringung vorher und im Dringlichkeits- 
falle gegebenenfalls nachträglich anzeigt, damit die 
Berufsorganisation sich über seine Tätigkeit unter- 
richten kann. 

Artikel 5 dient der Durchführung von Titel III Buch- 
stabe A Absatz i) des Allgemeinen Programms 
„Niederlassungsfreiheit". Für den Dienstleistungs- 
verkehr gilt der für die früheren Richtlinien des 
Rates maßgebende Grundgedanke. 

Artikel 6 und 7 

Diese beiden Artikel betreffen die Voraussetzung 
der persönlichen Zuverlässigkeit. Hierbei werden 
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für das Niederlassungsrecht (Artikel 6) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 7) zwei Aspekte be- 
rücksichtigt: einmal die Bedingungen für die Auf- 
nahme der Tätigkeiten und zum anderen die bei 
der Ausübung dieser Tätigkeiten zu beachtenden 
Voraussetzungen. 

Diese Vorschriften, die in erster Linie für die freien 
Berufe gelten, sollen den Mitgliedstaaten bei der 
Verwirklichung des Niederlassungsrechts alle er- 
forderlichen Sicherheiten hinsichtlich der beruflichen 
Zuverlässigkeit geben. Diese Vorschriften stützen 
sich auf das zwischen den Mitgliedstaaten bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmeland 
geforderten Unterlagen bestehende Vertrauensver- 
hältnis. 

Artikel 6 Absatz 1 betrifft den für die Aufnahme 
der Tätigkeit zu erbringenden Nachweis der per- , 
sönlichen Zuverlässigkeit. Unterabsatz 1 bezieht ^ 
sich auf die Fälle, in denen dieser Nachweis im | 
Heimat- und im Aufnahmeland gefordert wird; in | 
diesen Fällen gilt der Grundsatz des gegenseitigen | 
Vertrauens. Unterabsatz 2 bezieht sich auf die Fälle, | 
in denen dieser Nachweis nur im Aufnahmestaat 
gefordert wird; der betreffende Mitgliedstaat ver- 
langt von den Staatsangehörigen des Heimatstaates 
einen Strafregisterauszug und, falls von den eigenen 
Staatsangehörigen daneben weitere Urkunden ge- 
fordert werden, eine zusätzliche gleichwertige Ur- 
kunde. 

Absatz 2 betrifft die im Heimat- und im Aufnahme- 
staat bestehenden Standesregeln, die bei der Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit eingehalten wer- 
den müssen. Der Heimatstaat muß dem Aufnahme- 
staat die erforderlichen Auskünfte erteilen. Werden 
solche Nachweise nur im Aufnahmestaat gefordert, 
so erhält dieser Staat die erforderlichen Sicherheiten 
mit der in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen Be- 
scheinigung. Diese Bescheinigung, die zum Zeit- 
punkt des Antrags auf Aufnahme der Tätigkeit im 
Aufnahmeland ausgestellt wird, deckt zwangsläufig 
den im Heimatstaat zurückgelegten Tätigkeitszeit- 
raum. 

Absatz 4 behandelt die im Heimat- und im Auf- 
nahmestaat bestehende Voraussetzung des Vollbe- 
sitzes der körperlichen und geistigen Kräfte, die für 
die Aufnahme und Ausübung der beruflichen Tätig- 
keiten gegeben sein muß. Hierbei wird das in Ab- 
satz 2 beschriebene Verfahren angewendet. 

Wie im Falle der in Absatz 1 Unterabsatz 1 ge- 
nannten Bedingung der persönlichen Zuverlässig- 
keit kann der durch diese Richtlinie Begünstigte um 
die Vorlage der entsprechenden Unterlagen seines 
Heimatstaates gebeten werden. 

Artikel 8 

Dem Begünstigten muß die Führung der Berufs- 
bezeichnung des Aufnahmelandes ermöglicht wer- 
den, da die Ausübung der Tätigkeiten behindert 
würde, wenn die Berufsbezeichnung nicht geführt 
werden dürfte. Diese Vorschrift mußte daher in die 
Richtlinie „Aufhebung der Beschränkungen" aufge- 
nommen werden. 


; B, 

Vorschlag einer Richtlinie über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise der 
Hebamme 

1. Ziel der Richtlinie 

Gemäß Artikel 57 des Vertrages setzt diese Richt- 
linie die Einzelheiten der gegenseitigen Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise fest, die in allen Mitglied- 
staaten für die Aufnahme und Ausübung der Tätig- 
keiten der Hebamme gesetzlich vorgeschrieben sind. 
Es wurde für notwendig erachtet, daß die Mitglied- 
staaten vor oder gegebenenfalls gleichzeitig mit 
dem Erlaß dieser Richtlinie ihre Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Ausstellung der Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise der Hebamme an die Mindestaus- 
bildungserfordernisse im Sinne der Richtlinie des 
j Rates vom . . . über die Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die selbständigen 
Tätigkeiten der Hebamme angleichen oder sich zu 
dieser Angleichung verpflichten. Daher wird in den 
Artikeln der vorliegenden Richtlinie wiederholt auf 
den einen oder anderen Artikel dieser Richtlinie 
verwiesen, um hervorzuheben, unter welchen Be- 
dingungen die gegenseitige Anerkennung der Di- 
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise der Hebamme erfolgen muß. 

Da die Ausbildungsvoraussetzungen für die Auf- 
nahme und Ausübung der unselbständigen Tätig- 
keiten der Hebamme in allen Mitgliedstaaten die 
gleichen sind wie für die Aufnahme und Ausübung 
der selbständigen Tätigkeiten der Hebamme, schien 
es angebracht, diese Richtlinie so abzufassen, daß 
ihre Bestimmungen sowohl für die unselbständigen 
als auch für die selbständigen Hebammen gelten. 

Es ist hervorzuheben, daß für die unselbständigen 
Hebammen auf Grund und nach Maßgabe der Ver- 
ordnungen über die Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer bereits die Freizügigkeit besteht. Da diese Ver- 
ordnungen aber das Problem der gegenseitigen An- 
i erkennung der Diplome nicht gelöst haben, wird 
die Freizügigkeit der unselbständigen Hebammen 
nun dadurch erleichtert, daß die vorliegende, im 
Rahmen des Niederlassungsrechts für die selbstän- 
digen Hebammen erlassene Richtlinie auch auf sie 
ausgedehnt wird. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages ist der 
Rat verpflichtet, das Europäische Parlament zu hö- 
ren, bevor er die Richtlinie mit qualifizierter Mehr- 
heit erläßt. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 und 2 

Die Abschlußzeugnisse für Hebammen, die die Mit- 
gliedstaaten auf der Grundlage von Artikel 1 ge- 
genseitig anerkennen, sind in dem Verzeichnis in 
Artikel 2 aufgeführt. 
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Artikel 3 

Dieser Artikel betrifft nur die Berufsangehörigen, 
die den Ausbildungsnachweis der Hebamme vor An- 
wendung dieser Richtlinie in einem Staat erworben 
haben, dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
die Mindestausbildungsanforderungen dieser Richt- 
linie erfüllen. Es wurde beschlossen, zu diesem 
Zweck außer den im Heimat- oder Herkunftstaat 
ausgestellten Ausbildungsnachweisen eine Beschei- 
nigung über eine bestimmte nachgewiesene prak- 
tische Erfahrung als ausreichenden Nachweis anzu- 
erkennen. 

Artikel 4 

Da die Richtlinie über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome nicht die absolute „akademische" 
Gleichwertigkeit der Diplome zur Folge hat, muß 
die Ausbildungsbezeichnung des Heimatstaates im 
Aufnahmestaat in der Sprache des Heimatstaates 
mit bestimmten erläuternden Angaben geführt wer- 
den. 

Das Recht der Begünstigten auf Führung der Ausbil- 
dungsbezeichnung des Aufnahmestaates kann später 
sichergestellt werden, wenn dank der vollständigen 
Angleichung der Ausbildungsprogramme die abso- 
lute „akademische" Gleichwertigkeit der Diplome 
verwirklicht ist. 


C. 

Vorschlag einer Richtlinie zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
die Aufnahme und die Ausübung der selbstän- 
digen Tätigkeiten der Hebamme 

1. Ziel der Richtlinie 

Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages schreibt insbe- 
sondere für die ärztlichen, arztähnlichen und phar- 
mazeutischen Berufe vor, daß die Voraussetzungen 
für die Berufsausübung erst koordiniert und dann 
liberalisiert werden müssen. Die hier angesproche- 
nen Ausübungsbedingungen sind zahlreich, und ihre 
Koordinierung wirft ein äußerst heikles Problem 
auf. Vor allem ist darauf hinzuweisen, daß die Be- 
dingungen für die Ausübung der ärztlichen, arzt- 
ähnlichen und pharmazeutischen Berufe zum großen 
Teil durch die Regelungen der Sozialversicherung 
festgelegt werden, die in den einzelnen Mitglied- 
staaten in ihren Anwendungsmodalitäten und ihren 
Grundsätzen sehr unterschiedlich sind. Die Koordi- 
nierung der Bedingungen für die Ausübung dieser 
Berufe ist daher ein außerordentlich vielschichtiges 
Problem, solange die Regelungen der sozialen 
Sicherheit nicht harmonisiert sind. 

Der Vorschlag einer Richtlinie über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tä- 
tigkeiten der Hebamme enthält bereits einige Vor- 
schriften über die Bedingungen für die Ausübung 
der Tätigkeiten der Hebamme; sie betreffen den 
Beitritt zum Berufsverband, das Führen der Berufs- 


bezeichnung und den Zuverlässigkeitsnachweis. Bei 
diesen Vorschriften handelt es sich aber nicht um 
eine Koordinierung im Sinne von Artikel 57 des 
Vertrages, da sie nur für die Berufsangehörigen 
gelten, zu deren Gunsten die Niederlassungsfreiheit 
und der freie Dienstleistungsverkehr bereits be- 
stehen. Entsprechend dem Auftrag der Allgemeinen 
Programme zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit dienen sie der Angleichung 
von Bestimmungen, die zwar nicht diskriminierend 
sind, aber ausschließlich oder vorwiegend Auslän- 
der behindern. 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinie des Rates vom 
. . . über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise der Hebammen wurde es für zweckmäßig ge- 
halten, eine Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die selbständigen Tätigkei- 
ten der Hebamme auf dem Gebiet der Ausbildung 
vorzunehmen. 

Ferner verfolgt die vorliegende Richtlinie das Ziel, 
gemäß Artikel 57 Absatz 3 des Vertrages die dort 
vorgesehene Koordinierung insoweit vorzunehmen, 
als dies vor der Liberalisierung der Tätigkeiten der 
Hebamme notwendig und ausreichend erschien; 
diese bildet den Gegenstand der Richtlinie des Rates 
vom . . . 

Gemäß Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages ist der 
Rat verpflichtet, das Europäische Parlament zu hö- 
ren, bevor er die Richtlinie einstimmig erläßt. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Der Vergleich der gegenwärtigen Ausbildungsbe- 
diiigungen in den einzelnen Mitgliedstaaten führte 
zu der Schlußfolgerung, daß die Bedingungen für 
die Berufsausübung koordiniert werden müssen. Bei 
dieser Koordinierung müssen die Mindestgrundla- 
gen bestimmt werden, auf die sich die Hebammen- 
ausbildung stützen soll; im übrigen bleibt es dem 
Ermessen der Mitgliedstaaten überlassen, die Aus- 
bildung nach ihrer eigenen Tradition zu gestalten. 

Artikel 1 legt die Gesamtdauer des Ausbildungs- 
programms fest, daß zur Erlangung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise der Hebamme führt. Es ist jedoch nicht be- 
absichtigt, durch diesen Artikel ein einheitliches 
Ausbildungssystem vorzuschreiben, sondern man 
will im Gegenteil den Mitgliedstaaten die Wahl 
zwischen zwei Ausbildungsarten belassen, die je- 
weils die gleichen Garantien bieten. 

— Der erste Ausbildungsgang erfordert neben dem 
Abitur oder einem gleichwertigen Diplom eine 
3jährige berufliche Ausbildung. 

— Der zweite Ausbildungsgang setzt den Besitz 
eines Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonsti- 
gen Befähigungsnachweises der Krankenschwe- 
stern für die allgemeine Pflege voraus, die auf 
Gemeinschaftsebene durch die Richtlinie des Ra- 
tes vom . . . zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die selbständigen 
Tätigkeiten des Krankenpflegers koordiniert 
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wurden. Darüber hinaus erfordert er eine 2jäh- 
rige Ausbildung in der Geburtshilfe. 

Um sicherzustellen, daß die Hebamme die erforder- 
liche berufliche Befähigung besitzt und daß die bei- 
den Ausbildungsgänge einander gleichwertig sind, 
ist das im Anhang zu dieser Richtlinie enthaltene 
Studienprogramm sowie bestimmte Mindestausbil- 
dungsbedingungen vorgesehen. Artikel 1 setzt die 
Mindeststundenzahl und ihre Aufgliederung fest, 
um den jeweiligen Anteil der verschiedenen Unter- 
richtsfächer am gesamten Ausbildungsprogramm für 
die Hebamme festzulegen. 

Artikel 2 

Dieser Artikel bezweckt die Beibehaltung der in 
Belgien bestehenden Teilzeitausbildung, die die 
gleichen Garantien wie das System der Vollzeitaus- 
bildung bietet, dem die Richtlinie den Vorzug gibt. 

Außerdem schien es zweckmäßig, im Rahmen dieses 
Artikels eine Ausnahmevorschrift für die Mitglied- 
staaten vorzusehen, die für Krankenschwestern für 
die allgemeine Pflege eine um 6 Monate längere 
Ausbildung, als in der genannten Richtlinie des 
Rates vom . . . festgesetzt ist, beibehalten wollen, 
ohne dadurch die Ausbildung von Krankenschwe- 
stern, die sich der Tätigkeit der Hebamme zuwenden 
wollen, über Gebühr zu verlängern. Zu diesem 
Zweck ist vorgesehen, daß für Inhaber eines Di- 


ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises der Krankenschwester für die all- 
gemeine Pflege die erforderliche zweijährige Ausbil- 
dung um höchstens 6 Monate gekürzt werden kann; 
diese Bestimmung trägt der Tatsache Rechnung, daß 
dort, wo die Ausbildung zur Krankenschwester für 
die allgemeine Pflege länger ist als auf Gemein- 
schaftsebene vorgesehen, ein Teil des eigentlichen 
Geburtshilfeunterrichts bereits im Rahmen dieser 
Ausbildung erteilt wird. 

Lage der geflüchteten Berufsangehörigen 

Das Problem der Flüchtlinge, das bereits bei der An- 
nahme der Allgemeinen Programme geprüft worden 
ist, stellt sich bei den freien Berufen erneut mit 
größerer Deutlichkeit. Der Kreis der Flüchtlinge 
umfaßt nämlich eine große Anzahl von Berufsange- 
hörigen, die vorher einen freien Beruf ausgeübt 
haben, beispielsweise den Beruf der Hebamme. 

Dem Rat wird vorgeschlagen, eine Erklärung abzu- 
geben, die seiner Erklärung vom 25. März 1964 (Er- 
laß der Verordnung über die Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmer innerhalb der Gemeinschaft entspre- 
chen könnte. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964, S. 1225 '64. 
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